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Sehr geehrte Mandanten, 

im zweiten Teil der Beitragsserie zur Reisekostenreform geht es 
um Verpflegungsmehraufwendungen und um Mahlzeiten, die der 
Arbeitgeber im Rahmen von Auswärtstätigkeiten zur Verfügung 
stellt. Die Änderungen sind nicht nur mit Vereinfachungen verbun-
den, sondern führen oft auch zu – zumindest kleinen - steuerlichen 
Vorteilen bei Auswärtstätigkeiten. Unterdessen hat die Große Koa-
lition ihr erstes Gesetz auf den Weg gebracht, mit dem die sonst 
notwendige Senkung des Rentenversicherungsbeitrags gestoppt 
werden soll. Hier sind alle Themen dieser Ausgabe: 
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Einsprüche zur 1 %-Regelung per Allgemeinverfügung abgewiesen , ... 2 
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Teilweiser Verzicht auf Kleinunternehmerregelung unwirksam  , ...... 4 
Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb , ................ 6 

GMBH-GESELLSCHAFTER & -GESCHÄFTSFÜHRER 

Teilabzugsverbot für laufende Ausgaben wegen Pachtverzicht , ....... 3 

ARBEITGEBER 
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Details zur Reisekostenreform: Mahlzeiten ................................. 3 
Rentenbeitrag sinkt 2014 nicht ,............................................. 2 
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ARBEITNEHMER 

Details zur Reisekostenreform: Verpflegungsmehraufwendungen ....... 2 
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IMMOBILIENBESITZER 

Einbringung von Grundstücken als gewerblicher Grundstückshandel , . 3 
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SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  11  --  33//22001144  

 Jan Feb Mär 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 10. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Getränkesteuer 10. 10. 10. 

Vergnügungsteuer 10. 10. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

13. 13. 13. 

Gewerbesteuer - 17. - 

Grundsteuer - 17. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 20. - 

SV-Beitragsnachweis 17. 24. 25. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 26. 27. 
 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Wenn ein Jahr nicht leer 

verlaufen soll, muss man 

beizeiten anfangen.« 

Johann Wolfgang von Goethe 

 

»Beginne das neue Jahr umwelt-

freundlich und beschränke dich 

auf die Wiederverwendung deiner 

alten guten Vorsätze.« 

unbekannt 
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Details zur Reisekostenreform: 
Verpflegungsmehraufwendungen 
Neben kürzeren Mindestabwesenheitszeiten gibt es für Ver-
pflegungsmehraufwendungen künftig nur noch zwei Stufen. 

Bei den Verpflegungsmehraufwendungen werden durch die Reform 
des Reisekostenrechts in erster Linie die Mindestabwesenheitszei-
ten verringert und statt der bisherigen dreistufigen Staffelung wird 
eine zweistufige Staffelung eingeführt. Aber auch bei weiteren De-
tails gibt es Änderungen. Das Bundesfinanzministerium hat in sei-
nem Einführungsschreiben zur Reisekostenreform ausführlich er-
klärt, was ab 1. Januar 2014 zu beachten ist. 

· Eintägige Tätigkeit: Für auswärtige Tätigkeiten ohne Übernach-
tung kann ab einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden eine 
Pauschale von 12 Euro berücksichtigt werden. Dies gilt auch, 
wenn die berufliche Tätigkeit über Nacht (also verteilt auf zwei 
Kalendertage) ausgeübt wird und die Abwesenheitsdauer 
dadurch ebenfalls insgesamt mehr als acht Stunden beträgt. Ist 
daher ein Berufstätiger an 
einem Kalendertag mehr-
fach oder durch nächtliche 
Abwesenheit verteilt auf 
zwei Tage ohne Übernach-
tung auswärts tätig, sind 
die Abwesenheitszeiten für 
diese Tätigkeiten einfach 
zusammenzurechnen. 

· Mehrtägige Tätigkeit: Für die Kalendertage, an denen der 
Steuerzahler volle 24 Stunden außerhalb seiner Wohnung und 
ersten Tätigkeitsstätte tätig ist, kann weiterhin eine Pauschale 
von 24 Euro als Werbungskosten geltend gemacht oder vom Ar-
beitgeber steuerfrei ersetzt werden. Für den An- und Abreise-
tag einer mehrtägigen auswärtigen Tätigkeit (also mit Über-
nachtung außerhalb der Wohnung) kann unabhängig von der tat-
sächlichen Abwesenheitsdauer eine Pauschale von jeweils 12 
Euro als Werbungskosten berücksichtigt oder vom Arbeitgeber 
steuerfrei ersetzt werden. Es spielt dabei keine Rolle, ob die 
Reise von der Wohnung oder von einer der Tätigkeitsstätten an-
getreten wird. 

· Auslandstätigkeit: Für Tätigkeiten im Ausland gibt es nur noch 
zwei Pauschalen, die unter den gleichen Voraussetzungen wie 
bei den inländischen Pauschalen geltend gemacht werden kön-
nen. Die entsprechenden Pauschalen für jedes Land werden je-
weils vom Bundesfinanzministerium bekannt gegeben. Soweit 
An- und Abreise über Nacht oder sogar über mehrere Tage an-
dauern, genügt es für die Qualifizierung als An- und Abreisetag, 
wenn der Berufstätige unmittelbar nach der Anreise oder vor 
der Abreise auswärtig übernachtet. 

· Dreimonatsfrist: Wie bisher ist der Abzug der Verpflegungs-
mehraufwendungen auf die ersten drei Monate einer längerfris-
tigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte be-
schränkt. Um die Berechnung der Dreimonatsfrist zu vereinfa-
chen, gilt aber künftig eine rein zeitliche Bemessung der Unter-
brechungsregelung. Der Grund der Unterbrechung spielt also 
keine Rolle mehr, es zählt nur noch die Unterbrechungsdauer. 
Zukünftig führt daher eine Unterbrechung der beruflichen Tä-
tigkeit an derselben Tätigkeitsstätte zu einem Neubeginn der 
Dreimonatsfrist, wenn sie mindestens vier Wochen dauert. Das 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Rentenbeitrag sinkt 2014 nicht 

Die neue Große Koalition will mit einem 
Gesetzentwurf erreichen, dass der Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung auch im Jahr 2014 bei 18,9 Pro-
zent festgesetzt wird. Der Beitragssatz 
zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
soll auf 25,1 Prozent festgesetzt werden. 
Aus den Mehreinnahmen von 7,5 Milliar-
den Euro will die Koalition ihre Renten-
pläne finanzieren, darunter die abschlags-
freie Rente mit 63 und die Mütterrente. 

 

Änderungen bei den 
Beitragsnachweisen ab 2014 

Bei den monatlichen Beitragsnachweisen 
für die Sozialversicherungsbeiträge gibt es 
zum Jahreswechsel eine Änderung. Ab 
dem 1, Januar 2014 ist nämlich die Über-
mittlung eines Korrektur-Beitragsnachwei-
ses nicht mehr zulässig. Beitragskorrektu-
ren aus Vormonaten können nun direkt in 
den aktuellen Beitragsnachweis mit ein-
fließen. Daneben gibt es die Möglichkeit, 
den übermittelten Beitragsnachweis zu 
stornieren und für denselben Zeitraum ei-
nen neuen Beitragsnachweis abzugeben. 
Wesentlicher Grund für die Änderung ist 
der Wegfall der zeitlichen Rechnungsab-
grenzung in der Krankenversicherung, 
nach dem nun sämtliche Beiträge dem 
Gesundheitsfonds zufließen. 

 

Einsprüche zur 1 %-Regelung per 
Allgemeinverfügung abgewiesen 

Wird ein Dienstwagen auch zu privaten 
Zwecken genutzt, ist für jeden Kalender-
monat ein Betrag in Höhe von 1 % des Lis-
tenpreises zu versteuern. Dieser Betrag 
gilt für Neu- wie für Gebrauchtwagen in 
gleicher Höhe. Viele Steuerzahler haben 
daher gegen ihre Steuerbescheide Ein-
spruch eingelegt oder Änderungsanträge 
gestellt, weil ein Verfahren beim Bundes-
finanzhof auf eine Änderung hoffen ließ. 
Der Bundesfinanzhof hat aber vor einem 
Jahr entschieden, dass die 1 %-Regelung 
nicht gegen das Grundgesetz verstößt, 
weil es jedem frei steht, ein Fahrtenbuch 
zu führen und damit die 1 %-Regelung zu 
vermeiden. Weil gegen das Urteil keine 
Verfassungsbeschwerde erhoben wurde, 
hat die Finanzverwaltung jetzt die Ein-
sprüche und Änderungsanträge durch All-
gemeinverfügung vom 13. Dezember 2013 
zurückgewiesen. Wer sich damit nicht ab-
finden will, hat nun ein Jahr Zeit, Klage 
beim Finanzgericht einzureichen. 
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gilt auch, wenn die Unterbrechung der beruflichen Tätigkeit 
schon vor dem 1. Januar 2014 begonnen hat. Eine berufliche 
Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte liegt übrigens nur vor, 
wenn der Steuerzahler dort mindestens an drei Tagen pro Wo-
che tätig wird. Die Dreimonatsfrist beginnt daher nicht, solange 
die auswärtige Tätigkeitsstätte an nicht mehr als zwei Tagen 
pro Woche aufgesucht wird. Bei beruflichen Tätigkeiten auf 
mobilen betrieblichen Einrichtungen wie Fahrzeugen, Flugzeu-
gen, Schiffen etc. findet die Dreimonatsfrist ebenfalls keine 

Anwendung. Entsprechen-
des gilt für eine Tätigkeit 
in einem weiträumigen 
Tätigkeitsgebiet. Die Prü-
fung des Unterbrechungs-
zeitraums und der Drei-
monatsfrist erfolgt außer-
dem stets im Nachhinein, 
nicht basierend auf Zu-
kunftsprognosen. 

· Wohnung: Als Wohnung im Sinn dieser Regeln gilt der Haus-
stand, der den Mittelpunkt der Lebensinteressen bildet und 
nicht nur gelegentlich aufgesucht wird oder die Zweitwohnung 
am Ort einer steuerlich anzuerkennenden doppelten Haushalts-
führung. Somit gilt beispielsweise eine Tätigkeit auch dann als 
Auswärtstätigkeit mit Übernachtung, wenn der Steuerzahler aus 
beruflichem Anlass in seinem eigenen Ferienappartement über-
nachtet, das er ansonsten nur gelegentlich aufsucht, auch wenn 
für die Übernachtung selbst keine Kosten entstehen. 

· Pauschalbesteuerung: Wenn der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen zahlt, die 
über den regulären Pauschalen liegen, kann der Betrag, der 
über die steuerfreien Pauschalen hinausgeht, bis maximal zum 
Doppelten der regulären Pauschalen mit einem Pauschsteuer-
satz von 25 % bei der Lohnsteuer berücksichtigt werden. Ent-
fällt nach Ablauf der Dreimonatsfrist die steuerfreie Erstattung 
von Verpflegungsmehraufwendungen, ist auch die Pauschalbe-
steuerung für erhöhte Erstattungen nicht mehr möglich. ³ 

 

Details zur Reisekostenreform: Mahlzeiten 
In vielen Fällen können vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeiten 
während einer Auswärtstätigkeit künftig mit dem amtlichen 
Sachbezugswert angesetzt werden. 

Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer während einer Auswärts-
tätigkeit eine „übliche” Mahlzeit zur Verfügung, ist für diese Mahl-
zeit künftig der amtliche Sachbezugswert anzusetzen. Entspre-
chendes gilt für die im Rahmen einer beruflich veranlassten dop-
pelten Haushaltsführung vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
„üblichen” Mahlzeiten. Weil es aber keine Regel ohne Ausnahme 
und Sonderregeln gibt, hat das Bundesfinanzministerium auch zur 
Mahlzeitengestellung weitere Details geregelt. 

· Übliche Mahlzeiten: Als „üblich” gilt eine Mahlzeit, deren Preis 
60 Euro nicht übersteigt. Beim Preis sind dabei auch die zur 
Mahlzeit eingenommenen Getränke zu berücksichtigen 

· Belohnungsessen: Mahlzeiten mit einem Preis von über 60 Euro 
dürfen nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert bewertet wer-
den, sondern sind grundsätzlich mit dem tatsächlichen Preis als 

Teilabzugsverbot für laufende 
Ausgaben wegen Pachtverzicht 

Verzichtet ein GmbH-Gesellschafter auf 
vertraglich vereinbarte Pachtzahlungen 
der GmbH, stellt sich die Frage, ob für 
die Ausgaben, die für den Pachtgegen-
stand anfallen, das Teilabzugsverbot zum 
Tragen kommt. Der Bundesfinanzhof 
meint, dass Aufwendungen, die dem Ge-
sellschafter durch die Nutzungsüberlas-
sung eines Wirtschaftsguts an die Gesell-
schaft entstehen, nicht vorrangig durch 
die Beteiligungs-, sondern durch die Miet- 
oder Pachteinkünfte veranlasst und damit 
in vollem Umfang abziehbar sind, wenn 
die Nutzungsüberlassung zu Konditionen 
erfolgt, die einem Fremdvergleich stand-
halten. Das Teilabzugsverbot greift also 
nur, wenn der Verzicht durch das Gesell-
schaftsverhältnis veranlasst ist und daher 
einem Fremdvergleich nicht standhält, 
wenn also insbesondere ein fremder Drit-
ter keinen Pachtverzicht in der entspre-
chenden Höhe akzeptiert hätte. 

 

Einbringung von Grundstücken als 
gewerblicher Grundstückshandel 

Ein gewerblicher Grundstückshandel kann 
selbst dann vorliegen, wenn Grundstücke 
nicht verkauft, sondern nur in eine Ge-
sellschaft eingebracht werden, sofern die 
Gesellschaft dabei auch die Verbindlich-
keiten übernimmt, die auf den Grundstü-
cken lasten. Auch solche Einbringungen 
sind auf die Drei-Objekt-Grenze anzu-
rechnen, und zwar nach Meinung des Fi-
nanzgerichts Baden-Württemberg selbst 
dann, wenn die Einbringung nur dazu 
dient, die Vermögensnachfolge zu regeln. 

 

Kindergeld für verheiratete Kinder 

Der Kindergeldanspruch für ein volljähri-
ges Kind setzt auch eine „typische Unter-
haltssituation” der Eltern voraus, die 
nicht mehr vorliegt, wenn das Kind ver-
heiratet ist oder selbst ein Kind hat. In 
diesen Fällen liegt die vorrangige Unter-
haltspflicht nämlich beim Ehepartner oder 
beim anderen Elternteil des Enkelkindes. 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung be-
steht der Kindergeldanspruch in solchen 
Fällen nur dann noch, wenn der vorrangig 
Unterhaltsverpflichtete kein ausreichen-
des Einkommen oder Vermögen hat. Ge-
gen diese Verwaltungsauffassung sind 
mittlerweile mehrere Klagen beim Bun-
desfinanzhof anhängig, sodass zumindest 
in vergleichbaren Fällen Einsprüche gegen 
den Ablehnungsbescheid bis zur Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs ruhen. 
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Arbeitslohn anzusetzen. Bei einer solchen Mahlzeit wird typisie-
rend unterstellt, dass es sich um ein „Belohnungsessen” handelt. 
Für die Prüfung der 60 Euro-Grenze kommt es auf den Preis der 
Mahlzeit (einschließlich Umsatzsteuer) an, den der Arbeitgeber 
bezahlt. Zuzahlungen des Arbeitnehmers sind bei der Prüfung 
der 60 Euro-Grenze nicht zu berücksichtigen. Ist der Preis der 
Mahlzeit in der Rechnung nicht beziffert, weil die Mahlzeit im 
Rahmen eines Gesamtpreises, beispielsweise als Teil einer Fort-
bildungsveranstaltung, berechnet wird, kommt es auf das Ge-
samtbild der Verhältnisse im Einzelfall an, ob es sich um eine 
„übliche” Beköstigung gehandelt hat oder ob ein höherer Wert 
der Mahlzeit als 60 Euro anzunehmen ist. 

· Arbeitsessen: Die Vorteile aus der Teilnahme an einer geschäft-
lich veranlassten Bewirtung gehören weiterhin nicht zum Ar-
beitslohn. Gleiches gilt für die im ganz überwiegenden eigenbe-
trieblichen Interesse des 
Arbeitgebers abgegebenen 
Mahlzeiten. Dazu gehören 
insbesondere die Teilnah-
me an einem Arbeitsessen 
bis zu einem Wert von 40 
Euro sowie die im Rahmen 
einer üblichen Betriebs-
veranstaltung abgegebe-
nen Mahlzeiten.  

· Zuzahlung des Arbeitnehmers: Zahlt der Arbeitnehmer ein 
Entgelt für die erhaltene Mahlzeit, mindert dieses Entgelt den 
steuerpflichtigen geldwerten Vorteil. Das gilt unabhängig davon, 
ob der Arbeitnehmer die Zuzahlung an den Arbeitgeber oder 
unmittelbar an den Dritten leistet, der die Mahlzeit auf Veran-
lassung des Arbeitgebers bereitstellt. Der Arbeitgeber kann das 
vereinbarte Entgelt auch im Rahmen der Lohnabrechnung un-
mittelbar vom Nettoentgelt des Arbeitnehmers abziehen. Über-
steigt die Zuzahlung den Sachbezugswert, darf allerdings der 
den Sachbezugswert übersteigende Betrag nicht als Werbungs-
kosten abgezogen werden. Es muss sich aber in jedem Fall um 
ein Entgelt des Arbeitnehmers handeln. Verauslagt der Arbeit-
nehmer nur die von einem Dritten in Rechnung gestellten Kos-
ten für die Mahlzeit und erhält diese anschließend vom Arbeit-
geber erstattet, liegt keine Zuzahlung des Arbeitnehmers vor. 

· Gestellung durch den Arbeitgeber: Die für eine unmittelbar 
vom Arbeitgeber abgegebene Mahlzeit anzuwendenden Grund-
sätze gelten genauso, wenn die Mahlzeit auf Veranlassung des 
Arbeitgebers von einem Dritten an den Arbeitnehmer abgege-
ben wird. Die Gestellung gilt als vom Arbeitgeber veranlasst, 
wenn er Tag und Ort bestimmt. Das ist insbesondere dann der 
Fall, wenn er die Verpflegungskosten im Hinblick auf die Aus-
wärtstätigkeit des Arbeitnehmers arbeitsrechtlich erstattet und 
die Rechnung auf den Arbeitgeber ausgestellt ist oder es sich 
um eine Kleinbetragsrechnung (Rechnungsbetrag maximal 150 
Euro) handelt, die im Original beim Arbeitgeber vorliegt. 

· Verpflegungsmehraufwand: Der Ansatz einer mit dem amtli-
chen Sachbezugswert bewerteten Mahlzeit als Arbeitslohn setzt 
voraus, dass es sich um eine übliche Mahlzeit handelt und der 
Arbeitnehmer keine Verpflegungspauschale beanspruchen kann. 
Das ist in der Regel der Fall, wenn er nicht mehr als acht Stun-
den außerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstät-
te beruflich tätig ist oder die Dreimonatsfrist überschritten ist. 
Die Erfassung einer „üblichen“ Mahlzeit unterbleibt also immer 

Regelsteuersatz für 
Hotel-Frühstück 

Bei Hotel-Übernachtungen unterliegen nur 
die unmittelbar der Beherbergung die-
nenden Leistungen dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz von 7 %. Frühstücksleistun-
gen gehören nicht dazu und sind daher 
mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu ver-
steuern. Das gilt nach Meinung des Bun-
desfinanzhofs auch dann, wenn der Hote-
lier eine „Übernachtung mit Frühstück” 
zu einem Pauschalpreis anbietet. 

 

Steuererklärung als Verzicht auf 
Kleinunternehmerregelung 

Auch ein Unternehmer, der die Kleinun-
ternehmerregelung im Umsatzsteuerrecht 
nutzt, muss eine jährliche Umsatzsteuer-
erklärung abgeben, damit das Finanzamt 
prüfen kann, ob die Voraussetzungen für 
die Kleinunternehmerregelung wirklich 
erfüllt sind. Dabei ist aber Vorsicht gebo-
ten, denn wenn die Umsatzsteuer in der 
Steuererklärung nach den allgemeinen 
Vorschriften des Umsatzsteuerrechts be-
rechnet wird, gilt das grundsätzlich als 
Verzicht auf die Kleinunternehmerrege-
lung. Diese implizite Verzichtserklärung 
bindet den Unternehmer dann für fünf Ka-
lenderjahre, sobald die Steuerfestsetzung 
unanfechtbar geworden ist. Zwar meint 
der Bundesfinanzhof, dass das Finanzamt 
in Zweifelsfällen den Unternehmer fragen 
muss, welcher Besteuerungsform er seine 
Umsätze unterwerfen will. Allerdings soll-
ten sich Kleinunternehmer nicht auf eine 
Rückfrage des Finanzamts allein verlassen 
und sicher gehen, dass sie in der Steuer-
erklärung die Felder zur Kleinunterneh-
merregelung ausgefüllt haben. 

 

Teilweiser Verzicht auf Klein-
unternehmerregelung unwirksam 

Wer auf die Kleinunternehmerregelung im 
Umsatzsteuerrecht verzichten will, muss 
den Verzicht für das gesamte Unterneh-
men erklären. Nur für einen Unterneh-
mensteil ist der Verzicht nicht möglich. 
Ein Kleinunternehmer kann daher mit ei-
ner nur für einen Unternehmensteil er-
stellten Umsatzsteuererklärung auch nicht 
rechtswirksam auf die Anwendung der Re-
gelung verzichten. Das Finanzamt, das in 
diesem Fall einen kompletten Verzicht 
unterstellt hatte, musste sich vom Bun-
desfinanzhof erklären lassen, dass in die-
sem Fall keine wirksame Verzichtserklä-
rung vorliegt und damit die Kleinunter-
nehmerregelung insgesamt weiter zur 
Anwendung kommt. 
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dann, wenn der Arbeitnehmer anlässlich einer beruflich veran-
lassten Auswärtstätigkeit eine Verpflegungspauschale bean-
spruchen könnte. Auf die Höhe der anzusetzenden Verpfle-
gungspauschale kommt es dabei nicht an. 

· Kürzung der Pauschalen: Ein Arbeitnehmer kann die Pauscha-
len für den Verpflegungsmehraufwand auf Grund einer Aus-
wärtstätigkeit nur dann in Anspruch nehmen, wenn er nicht 
durch den Arbeitgeber verpflegt wird. Wird dem Arbeitnehmer 
eine Mahlzeit zur Verfügung gestellt, wird daher der Werbungs-
kostenabzug für Verpflegungsmehraufwendungen gekürzt, und 
zwar um 20 % für ein Frühstück und um jeweils 40 % für ein Mit-
tag- und Abendessen der für die 24-stündige Abwesenheit gel-
tenden höchsten Verpflegungspauschale. Das entspricht für 
Auswärtstätigkeiten im Inland einer Kürzung der Verpflegungs-
pauschale um 4,80 Euro für ein Frühstück und jeweils 9,60 Euro 
für ein Mittag- und Abendessen. Zuzahlungen des Arbeitneh-

mers sind jeweils vom 
Kürzungsbetrag derjeni-
gen Mahlzeit abzuziehen, 
für die der Arbeitnehmer 
das Entgelt zahlt. Eine 
Verrechnung von Über-
zahlungen des Arbeit-
nehmers mit Kürzungsbe-
trägen für andere Mahl-
zeiten ist nicht zulässig.  

· Weitere Kürzungsregeln: Die Kürzung ist auch dann vorzuneh-
men, wenn der Arbeitgeber den Sachbezugswert der Mahlzeit 
pauschal besteuert hat. Außerdem ist die Kürzung immer dann 
vorzunehmen, wenn dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit vom Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellt wird. Die Kürzung gilt daher 
auch für die Teilnahme des Arbeitnehmers an einer geschäftlich 
veranlassten Bewirtung oder an einem Arbeitsessen außerhalb 
der ersten Tätigkeitsstätte, wenn der Arbeitgeber oder auf des-
sen Veranlassung ein Dritter die Mahlzeit zur Verfügung stellt. 
Für die Kürzung kommt es nämlich nicht darauf an, ob Vorteile 
aus der Mahlzeitengestellung zum Arbeitslohn zählen. Nimmt 
der Arbeitnehmer hingegen am Arbeitsessen oder an der ge-
schäftlich veranlassten Bewirtung eines Dritten teil, sind die 
Pauschalen nicht zu kürzen. Auch für Belohnungsessen, deren 
Preis 60 Euro übersteigt, erfolgt keine Kürzung, weil deren 
Wert individuell zu versteuern ist. 

· Gemischt veranlasste Reisen: Bei gemischt veranlassten Reisen 
sind sämtliche Kosten in einen beruflichen und einen privaten 
Anteil aufzuteilen. Das gilt auch für die Verpflegungsmehrauf-
wendungen. Stellt der Arbeitgeber im Rahmen einer gemischt 
veranlassten Reise Mahlzeiten zur Verfügung, muss zunächst 
der beruflich veranlasste Anteil der Verpflegungspauschalen be-
rechnet werden. Davon ist dann der reguläre Kürzungsbetrag 
abzuziehen. Beispiel: Der Arbeitgeber stellt Halbpension für ei-
ne zu 70 % beruflich veranlasste Reise. Vom beruflichen Anteil 
der Verpflegungspauschale (24,00 Euro · 70 % = 16,80 Euro) sind 
4,80 Euro für das Frühstück und 9,60 Euro für das Abendessen 
abzuziehen. Es bleibt eine Pauschale von 2,40 Euro. 

· Bescheinigungspflicht: Hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
während seiner beruflichen Auswärtstätigkeit oder im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung eine mit dem amtlichen 
Sachbezugswert zu bewertende Mahlzeit zur Verfügung gestellt 
oder stellen lassen, muss er im Lohnkonto und in der elektroni-

Schlichtungsverfahren als 
außergewöhnliche Belastung 

Zwar sind ab 2013 Prozesskosten – von 
sehr engen Ausnahmen abgesehen - gene-
rell nicht mehr steuerlich abzugsfähig. Bis 
2012 sind aber auch die Kosten für ein 
außergerichtliches Schlichtungsverfahren 
als außergewöhnliche Belastung abzieh-
bar. Es handle sich um Kosten, die wie die 
Kosten eines Zivilprozesses aus rechtli-
chen Gründen zwangsläufig entstehen, 
meint das Finanzgericht Düsseldorf. 

 

Mietverhältnis zwischen Ehegatten 
als Tauschgeschäft 

Neben Geldleistungen kommen als Miet-
entgelt auch Sachleistungen in Betracht, 
die der Mieter als Gegenleistung an den 
Vermieter erbringt. Wollen Ehegatten 
aber, dass ein solches Mietverhältnis auf 
Tauschbasis steuerlich anerkannt wird, 
dann muss es einem Fremdvergleich 
standhalten. Der Bundesfinanzhof hat da-
her den Mietvertrag zwischen einem Ehe-
paar nicht anerkannt, weil darin als Ge-
genleistung für die Überlassung von Pra-
xisräumen ein Nutzungsrecht für den je-
weiligen Geschäftswagen der Praxis ohne 
eine Festlegungen über den Fahrzeugtyp, 
eine Kilometerbegrenzung oder andere 
nähere Regelungen vereinbart war. 

 

Veräußerungskosten beim 
Immobilienverkauf 

Für Immobilien, die vor der rückwirken-
den Verlängerung der Spekulationsfrist 
von zwei auf zehn Jahre gekauft wurden, 
ist nur der Teil des Verkaufsgewinns steu-
erpflichtig, der auf den Zeitanteil nach 
der Gesetzesänderung fällt. Entsprechend 
hat das Finanzgericht Köln entschieden, 
dass auch die Kosten für die Veräußerung 
der Immobilie zeitanteilig zuzuordnen 
sind und nicht in voller Höhe geltend ge-
macht werden können.  

 

Unimog ist keine steuerfreie 
Zugmaschine 

Beim Finanzgericht Köln wollte eine 
Landwirtin für ihren Unimog die  Kraft-
fahrzeugsteuerbefreiung für Zugmaschi-
nen einklagen und legte sogar ein Herstel-
lergutachten vor, wonach der Unimog alle 
technischen Voraussetzungen einer Zug-
maschine erfülle. Doch das Gericht war 
anderer Meinung, denn ein Unimog sei ein 
universell einsetzbarer, allradgetriebener 
Kleinlastwagen mit Sitzplätzen und Lade-
fläche und damit steuerpflichtig. 
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schen Lohnsteuerbescheinigung den Großbuchstaben „M“ aus-
weisen. Die Reisekostenabrechnungen genügen dabei zur Erläu-
terung der mit dem Großbuchstaben „M“ bescheinigten Mahl-
zeitengestellungen. Diese Bescheinigungspflicht gilt unabhängig 
von der Anzahl der Mahlzeitengestellungen im Kalenderjahr. Es 
spielt auch keine Rolle, ob eine Besteuerung der Mahlzeiten 
ausgeschlossen ist oder die Mahlzeit pauschal oder individuell 
besteuert wurde. Mahlzeiten, die keinen Arbeitslohn darstellen 
oder deren Preis 60 Euro übersteigt, müssen nicht mit dem 
Großbuchstaben „M“ bescheinigt werden. Sofern das Betriebs-
stättenfinanzamt für die vom Arbeitgeber steuerfrei erstatteten 
Reisekostenvergütungen eine andere Aufzeichnung als im Lohn-
konto zugelassen hat, ist bis spätestens 2015 eine Bescheini-
gung des Großbuchstabens „M“ nicht zwingend erforderlich. 

· Pauschalbesteuerung: Für die vom Arbeitgeber während einer 
Auswärtstätigkeit unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung 
gestellten Mahlzeiten besteht nun ebenfalls die Möglichkeit der 
pauschalen Besteuerung mit 25 %. Die Pauschalbesteuerung 
kommt in Betracht, wenn der Arbeitnehmer ohne Übernachtung 
nicht mehr als acht Stunden auswärts tätig ist, der Arbeitgeber 
die Abwesenheitszeit nicht überwacht oder nicht kennt oder die 
Dreimonatsfrist abgelaufen ist. Voraussetzung ist, dass es sich 
um übliche Mahlzeiten handelt, die mit dem Sachbezugswert 
anzusetzen sind. Belohnungsessen mit einem Preis von mehr als 
60 Euro sind somit nicht pauschal besteuerbar. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

            Friedrich Reiffert und Harald Nüllmann 

Steuerermäßigung bei Einkünften 
aus Gewerbebetrieb 

Über die genaue Berechnung der Steuer-
ermäßigung, mit der bei der Einkommen-
steuer die Gewerbesteuerbelastung weit-
gehend ausgeglichen werden soll, ist 
schon mehrfach gestritten worden. Nach 
wie vor unklar ist vor allem, ob in der Be-
rechnungsformel bei mehreren Gewerbe-
betrieben ein horizontaler Verlustaus-
gleich möglich ist, oder ob nur die Betrie-
be berücksichtigt werden, die positive 
Einkünfte aufweisen. Vergleichbares gilt 
für einen vertikalen Verlustausgleich zwi-
schen verschiedenen Einkunftsarten. Das 
Niedersächsische Finanzgericht kommt zu 
dem Ergebnis, dass der mutmaßliche Wille 
des Gesetzgebers zwar sowohl einen hori-
zontalen als auch einen vertikalen Ver-
lustausgleich vorsah. Mit dem Wortlaut 
des Gesetzes ist dieser mutmaßliche Wille 
allerdings nicht in vollem Umfang verein-
bar. Es stellt sich trotzdem gegen die Auf-
fassung der Finanzverwaltung, die gar 
keinen Verlustausgleich zulassen will, und 
hält zumindest einen horizontalen Ver-
lustausgleich für geboten. Letztlich muss 
nun der Bundesfinanzhof entscheiden, bei 
dem die Revision zum Urteil des Nieder-
sächsischen Finanzgerichts anhängig ist. 

 


